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40/01 Verwaltungsverfahren

Norm

AVG §8;

LStG OÖ 1991 §35;

LStG OÖ 1991 §36 Abs2;

VwGG §34 Abs1;

VwRallg;

Rechtssatz

Die Person, deren Grundstück nach den §§ 35 = OÖ LStG 1991 enteignet werden soll, besitzt auf Grund ihrer

Rechtsstellung im straßenrechtlichen Bewilligungsverfahren keinen Rechtsanspruch darauf, dass die Frage, ob die

Behörde bei der Bewilligung des Projektes auf die Wirtschaftlichkeit der Bauausführung Bedacht nimmt, mit ihr

erörtert wird, weshalb ihr in dieser Hinsicht mangels gesetzlicher Einräumung diesbezüglicher Parteirechte im

folgenden Enteignungsverfahren kein Mitspracherecht zusteht.
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